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A ls vor einer Woche bekannt wurde,
dass die Bundesregierung in ihrem
neuen Armutsbericht den Satz ent-

fernt hat, dass die Privatvermögen in
Deutschland sehr ungleich verteilt seien,
brach ein Hurrikan der Kritik über Berlin
herein. Doch wenn die Regenwolken
durchgezogen sind, siehtman, dassdieser
Bericht auch Grund zur Hoffnung gibt:

Die Bundesregierung untersucht darin
nämlichnichtmehr einfachnurdie beste-
hende soziale Spaltung, sondern die „so-
zialeMobilität“.Dasheißt, siehatdentypi-
schenLebensverlauf einesMenschenana-
lysiert, um zu erkennen, wo die größten
AbstiegsrisikenundAufstiegschancen lie-
gen.Wennwir uns also denBildungs- und
Berufsweg als eine Zugfahrt vorstellen,
dann hat die Bundesregierung nun eine
Karte des gesamten Schienennetzes und
kann sehen, welche Weichen verklemmt
sind. Diese Karte ist die entscheidende
Grundlage für den nächsten Schritt.

Deutschlandbrauchteine sozialeMobi-
litätsstrategie.Die Bundesregierung kann
sichdabeianderbritischenRegierungori-
entieren. Auchdiesehat zunächst dieAuf-
stiegshürden in allen Lebensphasen iden-
tifiziert, aber auf dieser Basis dann eben
auch eine eigenständige Strategie entwi-
ckelt. Nach nur gut einem Jahr kann sie
heute bereits erste Fortschritte vorwei-
sen.Natürlich istdieLage inGroßbritanni-
en besonders schwierig. Gerade deshalb

kann sich die Bundesregierung dort drei
Erfolgsfaktoren für ihreeigenesozialeMo-
bilitätsstrategie abschauen.

Erstens,eineklareVisionunddieVeran-
kerungdesThemasanderRegierungsspit-
ze: Die britische Regierung hat es zu ei-
nem ihrer wichtigsten Leitbilder erklärt,
eine faire Gesellschaft zu schaffen, in der
sich jeder frei entfalten kann. Deshalb hat
sie sichdasZiel gegeben, die sozialeMobi-
lität zu verbessern, und die Verantwor-
tung dafür direkt beim Vizepremier-
minister angesiedelt. In Deutschland ist
ein so deutliches Bekenntnis bisher nicht
erkennbar, und der Vizekanzler ist bisher
eher dadurch aufgefallen, dass er den Ar-
mutsbericht im Vorfeld öffentlich kriti-
siert hat,weil er einehöhereBelastungder
Reichen verhindern wollte.

Zweitens,dieeffizienteKoordinational-
ler staatlichen Maßnahmen: Die Bundes-
regierungunternimmthier zwar schonei-
neganzeReihevonMaßnahmen,aberdie-
se scheinen bisher eher unverbunden ne-
beneinanderherzu laufen–dasFamilien-

ministeriumist fürdieFörderungderKin-
der- und Jugendhilfe zuständig, das Bil-
dungsministeriumfürdasBafög,dasSozi-
alministeriumfürdieArbeitsvermittlung,
dasWirtschaftsministeriumfürdieberuf-
licheWeiterbildung,dasVerkehrsministe-
rium für die benachteiligten Stadtviertel
und die Integrationsministerin für die
Migranten. Hinzu kommen die Abstim-
mungsproblememitdenLändern,wiebei-
spielsweise beim Kita-Ausbau und in der

Schulpolitik.DiebritischeRegierungbün-
delt all diese Maßnahmen in ihrer sozia-
len Mobilitätsstrategie. Sie sind nach den
Lebensphasen eines Menschen geordnet
undmit Indikatorenversehen,anhandde-
rer sich ihreWirkungmessen lässt. Die ei-
gentliche Durchführung derMaßnahmen
erfolgt jedoch weiterhin dezentral - aber

eben nicht losgelöst voneinander, son-
dern eingebunden in eine zielgerichtete
Gesamtstrategie, die durch den Vize-
premierminister gesteuert wird.

Drittens, die Einbindung aller nicht-
staatlichen Akteure: Der Staat kann die
Verbesserungder sozialenAufstiegschan-
cen nicht allein bewältigen, und er kann
sie auch nicht von oben verordnen. Dies
ist eine Aufgabe für die gesamte Gesell-
schaft.

Der Staatmuss jedoch die gesellschaft-
lichen Gruppen dafür mobilisieren. Die
britischeRegierungversuchtbeispielswei-
se, die Unternehmen dafür zu gewinnen,
Mentoren-Programmezustarten,Berufs-
vorbereitung in den Schulen anzubieten,
bezahlte Praktikumsplätze bereitzustel-
lenundauchsozial schwächerenJugendli-
chen den Zugang zu allen Berufen zu öff-
nen. Sie wirbt bei den Universitäten dar-
um, mehr Schulabgängern ein Studium
zu ermöglichen, und sie arbeitet mit ge-
meinnützigen Organisationen zusam-
men, die sich um arme Kinder kümmern.

AlledreiErfolgsfaktorenderbritischenso-
zialenMobilitätsstrategie sind inDeutsch-
land jedoch nicht neu, sondern werden
zurzeit sogar schon ausprobiert – bei
einer der größten politischen Herausfor-
derungen in der Geschichte der Bundes-
republik.

Nach der Reaktor-Katastrophe von Fu-
kushima hat die Bundesregierung die
Energiewende eingeläutet. Siehatdiekla-
re Vision, bis 2022 aus der Kernkraft aus-
zusteigen, und wird von der Bundeskanz-
lerinpersönlichvorangetrieben.Allestaat-
lichen Maßnahmen, von der Solarförde-
rungüber denNetzausbaubis zur energe-
tischen Gebäudesanierung sind im soge-
nannten Energiekonzept zusammenge-
fasst und werden durch den Bundesum-
weltministerkoordiniert.DieStaatssekre-
täre aller beteiligten Ressorts treffen sich
hierzu regelmäßig, ebenso wie die Minis-
terpräsidentenderLänder.Auchdienicht-
staatlichen Akteure wie Stromkonzerne
und Verbraucherverbände werden von
vornhereinmit einbezogen.

Klar ist: Die Umsetzung der Energie-
wende ist nicht perfekt. Klar ist aber auch:
Wenn eine derart umfassende gesell-
schaftlicheVeränderungüberhauptgelin-
gen kann, dann nur durch eine entschlos-
seneGesamtstrategie. Eine entschlossene
Gesamtstrategie brauchen wir auch für
die Verbesserung der sozialen Mobilität.
Nur so könnenwir die Bildungs- undAuf-

stiegsmöglichkeiten für sozial Benachtei-
ligte erhöhen. Genau wie bei der Energie-
wende bedeutet dies zwar zunächst mehr
Kosten, aber nochmehr Chancen.

Wir stärkendenZusammenhaltderGe-
sellschaft, und wir helfen der Wirtschaft,
die aufgrund des demografischen Wan-
dels bald dringendmehr gut ausgebildete
Fachkräfte brauchen wird. Schließlich
hilft all dies auch demStaat, denn ermuss
weniger für die Folgen ausgeben, die
durch die unzureichende Bildung junger
Menschen entstehen. Diese Folgekosten,
wie Steuerausfälle und Sozialleistungen,
summierensichüberdasgesamteBerufs-
leben, laut dem Armutsbericht, für jeden
neuen Jahrgang aufmehr als eineMilliar-
de Euro. Auch für Deutschland gilt also,
was der britische Vizepremierminister,
Nick Clegg, auf den Punkt gebracht hat:
Soziale Mobilität ist eine langfristige
Wachstumsstrategie.
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